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Laufendes Protokoll Nr.: 02 

 

Protokoll vom: 16.02.2023 

Ort: oskar Begegnungszentrum, Oskar-Meßter-

Str. 4-6, 14480 Potsdam 

Zeit: 18:00 – 20:30 Uhr 

Anlass: 02. Sitzung des Potsdamer Beteiligungsrates 2023  

Protokoll: Nicolas Bach  

Anwesende:  

Bürger/innen:   Verwaltung:   SVV:   

Andrey Babeyko   Nadine Neidel   Uwe Fröhlich 

Dr. Reinhart Binder 

Freda von Heyden-Hendricks 

Prof. Dr. Heinz Kleger 

Antje Knorr 

Kay Oberstädt 

Anke Samuelson 

Julius Stahlberg 

 

Gäste:    .   Moderation: Nicolas Bach (nexus Institut) 

 

Thomas Geisler, mitMachen e. V., WerkStadt für Beteiligung (WfB) 

 

Abwesende (e = entschuldigt): 

Stefanie Buhr, Daniel Frieß, Dr. Antje Jordan (e), Nico Marquardt, Frauke Neumann (e), Günter 

zur Nieden (e), Franziska Wilke (e)  

TOP 

1. Begrüßung, TOPS 

2. Crashkurs Grundsätze der Beteiligung 

3. Aktuelles – Bericht aus den AGs und von anderen Aktivitäten 

4. Organisatorisches 

Anhänge 

a. Grundsätze der Beteiligung der Landeshauptstadt Potsdam 

b. Prozessmonitor 
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1 Begrüßung; TOPs 

Herr Bach eröffnet die Sitzung des Beteiligungsrates (BR) und begrüßt alle anwesenden 

Mitglieder und Gäste. Er stellt die Tagesordnung vor, die von den anwesenden Mitgliedern 

angenommen wird. 

2 Crashkurs Grundsätze der Beteiligung der Landeshauptstadt Potsdam 

Thomas Geisler stellt die Grundsätze der Beteiligung der Landes vor, die neben der WerkStadt 

für Beteiligung und dem Beteiligungsrat eine der drei Säulen des Potsdamer Modells der 

Bürgerbeteiligung sind. Sie wurden in einem bottom-up Beteiligungsprozess 2013 entwickelt, 

bestehen seitdem in der derzeitigen Form und sollen eine gute Beteiligung in Potsdam fördern. 

Die Grundsätze gelten sowohl für die gesetzlich geregelte (formelle) als auch die freiwillige 

(informelle) Beteiligung in Potsdam. Die Grundsätze sind nicht rechtlich bindend oder 

einklagbar. Allerdings sind sie öffentlich bekannt und von der SVV verabschiedet. Deshalb 

können sie von der Öffentlichkeit als Grundlage für die Diskussion und Bewertung von 

Beteiligungsprozessen angewendet werden. Ziel ist es, die Beteiligungskultur in Potsdam zu 

stärken. 

Die Grundsätze können dem Beteiligungsrat Potsdam als Schema oder Schablone dienen, 

um die Qualität eines Beteiligungsprozesses zu bewerten. Die sieben Grundsätze der 

Beteiligung lauten (siehe auch https://buergerbeteiligung.potsdam.de/kategorie/die-

grundsaetze-der-buergerbeteiligung-potsdam):  

 

Verbindlichkeit 

Die Bürger:innen brauchen die Gewissheit, dass ihre Vorschläge und Beiträge von der 

Stadtpolitik und Stadtverwaltung Gehör finden und auch ernstgenommen werden. 

Bürgerbeteiligung als Ergänzung zu den bestehenden Formen der repräsentativen Demokratie 

braucht demnach eine verbindlich festgelegte Grundlage. Dazu sollte es zunächst einen 

grundsätzlichen Beschluss der Stadtverordnetenversammlung geben, der die Verbindlichkeit 

von Beteiligungsverfahren regelt. Für einzelne Beteiligungsverfahren (z.B. Workshops, 

Werkstattverfahren, usw.) braucht es einen Handlungsrahmen (z. B. durch 

Kooperationsvereinbarungen), der beschreibt, welche Einflussmöglichkeiten konkret bestehen 

und welche nicht. Eine klare Verbindlichkeit erhöht die Akzeptanz und Bereitschaft zur 

Beteiligung. 

 

Einbeziehung 

Eine frühzeitige Einbeziehung der Einwohner:innen fehlt derzeit oftmals, ist jedoch 

erstrebenswert, damit Entscheidungen zu Fragestellungen gemeinsam erarbeitet werden und 

nicht im Nachhinein über schon beschlossene Sachverhalte debattiert wird. 

 

Informationsbereitstellung 

Um eine Diskussion auf Augenhöhe führen zu können, ist eine umfassende Information über 

alle Belange zu der jeweiligen Fragestellung unerlässlich. Alle relevanten Informationen sollen 

daher in einem frühen Stadium bereitgestellt und verständlich aufbereitet werden. Dabei ist 

auf einen gegenseitigen Informationsfluss zu achten, bei dem auch die Verwaltung und die 

Politik Kenntnisse über die Diskussion im Beteiligungsverfahren bekommen, die ähnlich 

verständlich aufbereitet werden müssen. Der Zugang zu Informationen soll ohne Barrieren 

möglich sein. 

https://buergerbeteiligung.potsdam.de/kategorie/die-grundsaetze-der-buergerbeteiligung-potsdam
https://buergerbeteiligung.potsdam.de/kategorie/die-grundsaetze-der-buergerbeteiligung-potsdam
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Kommunikation 

Die Kommunikationsform soll offen, direkt, persönlich und proaktiv/initiativ sein. Die 

Umgangsformen in Beteiligungsverfahren sollen sachlich und konstruktiv sein. Dabei sollen 

Vorwürfe vermieden und es soll einander gegenseitig ohne Misstrauen begegnet werden. 

Verschiedene Sichtweisen auf ein Thema sollen gleichberechtigt behandelt werden. Alle 

Beteiligten sollen mit ihren Bedürfnissen wahrgenommen, anerkannt und ernst genommen 

werden. 

 

Aktivierung 

Bürgerbeteiligung setzt die Einbeziehung von möglichst vielen Interessierten voraus. Das Ziel 

muss sein, nicht über, sondern mit den Menschen in den Dialog über ihre Wünsche, 

Vorstellungen und Ideen zu treten. Dabei sollen alle mitgenommen werden. Je nach Thema, 

Gruppe der Betroffenen und Fragestellung sind dafür unterschiedliche Herangehensweisen 

und Ansätze im Verfahren zu überlegen. Die Hindernisse sich einzubringen (mangelnde Zeit, 

eingeschränkte Mobilität, Sprachhemmnisse, Kenntnisstand) sollen abgebaut werden. 

 

Anerkennungskultur 

Die an Beteiligungsverfahren beteiligten Personen aus Verwaltung, Bürgerschaft und Politik 

sollten eine gemeinsame Kultur der Anerkennung und Wertschätzung entwickeln. So sollte 

z.B. das Engagement von Mitarbeiter/innen aus der Stadtverwaltung auch innerhalb der 

Verwaltung Anerkennung finden. 

 

Chancengleichheit 

Alle Bevölkerungsgruppen sollen chancengleich in Beteiligungsverfahren einbezogen werden. 

Bürgerbeteiligung soll so zur Einwohner/innen-Beteiligung werden. Eine chancengleiche 

Beteiligung muss darauf abzielen, dass alle Einwohner/innen der Stadt unabhängig von 

Herkunft, Einkommen, Geschlecht, Alter, Sprachfähigkeit die gleichen Chancen haben, sich in 

die Gestaltung ihres direkten Lebensumfeldes einzubringen. Dazu müssen die Strukturen der 

Beteiligung darauf ausgerichtet sein, benachteiligte Gruppen – wie zum Beispiel Jugendliche, 

Senior/innen, Nicht-Deutsche-Staatsbürger/innen etc. – verstärkt einzubeziehen und ihnen 

den Zugang zu Möglichkeiten der Teilhabe zu erleichtern. 

  

Weitere Anmerkungen und Kommentare aus der Diskussion:  

• Worauf bezieht sich Verbindlichkeit? 

o Sie bezieht sich darauf, dass gemeinsam verbindliche Absprachen für den 

Ablauf des Beteiligungsprozesses und den Umgang mit den Ergebnissen 

getroffen werden, an die sich alle Akteur:innen halten. Hinsichtlich des 

Umgangs mit den Ergebnissen bedeutet es jedoch nicht, dass alle Ergebnisse 

exakt übernommen und umgesetzt werden. Die Verbindlichkeit bedeutet in 

diesem Zusammenhang, dass die Ergebnisse aus einem Prozess transparent 

dargestellt werden und eine Rückmeldung zum Umgang / zur Umsetzung 

erfolgt.  

• Gibt es eine Verbindlichkeit für die Durchführung von Bürgerbeteiligung? 

o Bei der freiwilligen / informellen Bürgerbeteiligung, mit der sich der 

Beteiligungsrat Potsdam in der Regel beschäftigt, gibt es keine Verbindlichkeit 
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für die Durchführung von Beteiligungsprozessen. Anders ist dies bei der 

gesetzlich geregelten / formellen Beteiligung (z. B. B-Planverfahren), zu der die 

Kommunen und Städte verpflichtet sind.  

• Zu welchen Themen muss Bürgerbeteiligung in Potsdam stattfinden? 

o Es gibt keine Liste, da dies eine zu starre Festlegung wäre. Damit könnten 

zukünftig Themen ausgeschlossen werden, mit denen aktuell noch nicht 

gerechnet wird. 

• Braucht es nicht einen Maßstab für die Messbarkeit von Beteiligung? 

o Die Messung des Erfolgs eines Beteiligungsverfahrens ist sehr schwierig und 

vom Kontext des Beteiligungsprozesses abhängig. Zu diesem Thema gibt es 

einen eigenen Crashkurs, der auf Wunsch der BR Mitglieder durchgeführt 

werden kann.  

o Messbarkeit ist auch aus wissenschaftlicher Sicht nicht so einfach: Soll es 

streng quantitativ / deskriptiv oder eher intuitiv / interpretierend beschrieben 

werden? 

• Die Grundsätze der Beteiligung sollten besser in die Politik kommuniziert werden. 

Teilweise entsteht der Eindruck, dass sie dort noch nicht bekannt genug sind. Dann 

könnte ein zielführenderer Austausch mit der Politik erreicht werden.  

o Bürgerbeteiligung wird von Kommunalpolititker:innen oftmals erst einmal als 

Störung empfunden, da dadurch zusätzliche Aufgabe entstehen, die neben den 

bereits vorhandenen erledigt werden müssen. In der Politik muss ein 

Verständnis entstehen, dass Bürgerbeteiligung keine Störung, sondern eine 

willkommene Ergänzung ist. Im Bereich der Bürgerbeteiligung befinden wir uns 

alle derzeit noch in einem großen Lernprozess.  

• Haben die Grundsätze etwas Potsdam-spezifisches? Oder sind es nicht vielmehr 

Regeln, die eine allgemeine gültige Zielvorstellungen für Beteiligung wiedergeben? 

o Ja, sie sind allgemeingültig. Potsdam-spezifisch ist die Entwicklung der 

Grundsätze, die in Potsdam nicht wie in den meisten Kommunen und Städten 

top-down erfolgte, sondern in einem bottom-up Prozess entstanden ist.  

• Die reine Tatsache, dass die Grundsätze eingehalten werden und man ggf. eine 

Rückmeldung zum Umgang mit den Ergebnissen aus einem Beteiligungsprozess 

erhält bedeutet noch nicht, dass man sich als Teilnehmer:in eines Prozesses ernst 

genommen fühlt.  

o Eine ernsthaft Umsetzung der Grundsätze kann dazu beitragen, dass die 

Menschen, die sich an Beteiligungsprozessen teilnehmen, ernst genommen 

fühlen. Garantieren können sie dies allerdings nicht.  

o Die Transparenz des Verfahrens ist ein wichtiger Punkt, der in den aktuellen 

Grundsätzen fehlt. Sie könnte dazu beitragen, dass sich die Teilnehmenden 

eines Beteiligungsprozesses ernst genommen fühlen. 

• Es ist gut, dass die Grundsätze offen formuliert sind, weil sie dadurch leichter 

angepasst werden und viele Elemente erfassen können.  

Weitere Informationen zum Thema Grundsätze / Leitlinien für Beteiligung sind auf den Seiten 

des Netzwerks Bürgerbeteiligung zu finden (https://www.netzwerk-

buergerbeteiligung.de/kommunale-beteiligungspolitik/sammlung-kommunale-leitlinien/). Dort 

sind auch Qualitätskriterien für gute Beteiligung hinterlegt (https://www.netzwerk-

buergerbeteiligung.de/kommunale-beteiligungspolitik/qualitaetskriterien-buergerbeteiligung/). 

Des Weiteren bietet das Deutsche Institut für Urbanistik (difu) immer wieder Informationen und 

https://www.netzwerk-buergerbeteiligung.de/kommunale-beteiligungspolitik/sammlung-kommunale-leitlinien/
https://www.netzwerk-buergerbeteiligung.de/kommunale-beteiligungspolitik/sammlung-kommunale-leitlinien/
https://www.netzwerk-buergerbeteiligung.de/kommunale-beteiligungspolitik/qualitaetskriterien-buergerbeteiligung/
https://www.netzwerk-buergerbeteiligung.de/kommunale-beteiligungspolitik/qualitaetskriterien-buergerbeteiligung/
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Veranstaltungen zum Thema Bürgerbeteiligung an (https://difu.de/themen/governance-

verwaltung).  

3 Aktuelles – Bericht aus den AGs und von anderen Aktivitäten 

3.1 Prozessmonitor 

• Schlaatz 2030: Start des Planlabors ist am 27. Februar 2023 um 10.30 Uhr. Dort wird 

der Container eröffnet, in dem der Masterplan für den Schlaatz vorgestellt wird. Herr 

Fröhlich regt an, dass der BR sich dafür einsetzen soll, dass dort auch das B-Plan-

Verfahren vorgestellt und der B-Plan dezentral ausgelegt wird. Dadurch hätten die 

betroffenen Menschen vor Ort die Möglichkeit, am B-Plan-Verfahren teilzunehmen und 

dort ihre Einwände einzubringen. Am 03. März wird der B-Plan von der SVV 

beschlossen und damit das Verfahren eingeleitet. Herr Fröhlich wird einen Textentwurf 

vorbereiten, in dem der BR die dezentrale Auslage vorschlägt. Er wird den Entwurf an 

die Mitglieder des BR schicken, die den Entwurf ggf. ergänzen können. Der Entwurf 

sollte möglichst schnell an den OBM geschickt werden, damit die dezentrale Auslage 

am 27.02.2023 bei der Eröffnung des Planungslabors angekündigt werden kann. Die 

Mail soll möglichst durch die Sprecher:innen an den OBM, cc an Herrn Schwarz und 

ggf. auch an die Fraktionen geschickt werden.  

• Es wird gefragt, warum der Prozessmonitor keine Einschätzung der Qualität der 

laufenden Beteiligungsverfahren enthält. Thomas Geisler erläutert, dass der 

Prozessmonitor immer eine Momentaufnahme ist, d. h. den aktuellen Stand eines 

Prozesses wiedergibt. Da der Prozessmonitor mit dem Protokoll des BR veröffentlicht 

wird, wäre eine eventuelle Kritik eines Verfahren für alle sichtbar. Selbst wenn die 

durchführenden Personen auf die Kritik reagieren und das Verfahren anpassen, könnte 

der Gesamtprozess durch eine negative öffentliche Einschätzung dauerhaft beschädigt 

werden. Thomas Geisler schlägt vor, dass der Prozessmonitor so bleibt wie er ist und 

eine mündliche Einschätzung der Qualität in den Sitzungen des Bürgerrats erfolgt. 

3.2 Antrag auf Rederecht im Bau- und Stadtentwicklungsausschuss 

Der Antrag ist eingegangen und wird derzeit bearbeitet. Der Beschluss sollte bis zur nächsten 

Sitzung des BR im März vorliegen.  

3.3 AG Libeskind Mediaprojekt 

Keine Neuigkeiten: Beim Werkstadtverfahren hat sich noch nichts getan. Das gemeinsam 

erarbeitete Statement des BR wurde verschickt.  

3.4 Austausch mit der AG Smart City 

Es gibt nichts Neues. Es wurde kein Kontakt aufgenommen. Dies kann auch daran liegen, 

dass die AG-Smart-City, wie die gesamte Stadt Potsdam, vom Internet abschnitten war. 

Thomas Geisler fragt noch einmal nach. 

3.5 Bericht aus dem Ausschuss Partizipation, Transparenz, Digitalisierung (PTD) 

An der letzten Sitzung konnte leider kein Mitglied des BR teilnehmen. Frau von Heyden-

Hendricks schafft es zukünftig zeitlich nicht mehr, an den Sitzung des Ausschusses PTD 

teilnehmen. Herr Binder hat Interesse und würde den Platz von Frau von Heyden-Hendricks 

übernehmen. 

3.6 Lage der Ortsbeiräte – Bericht aus dem Workshop 

Frau Arasin hat an Frau von Heyden-Hendricks den Bericht von Prof. Franzke geschickt, den 

Herr Bach allen Mitgliedern des Beteiligungsrats weitergeleitet hat. Des Weiteren hat sie 

angeboten, an einer Sitzung des BR teilzunehmen, um über die Situation der Ortsbeiräte zu 

https://difu.de/themen/governance-verwaltung
https://difu.de/themen/governance-verwaltung
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berichten und mit dem BR in den Austausch zu kommen. Dieses Angebot ist von den 

anwesenden Mitglieder positiv aufgenommen worden. Sie soll gemeinsam mit Prof. Franzke 

für die Sitzungen im März oder Mai eingeladen werden. Frau von Heyden-Hendricks fragt 

beide an. 

3.7  Veranstaltung zum wohnungspolitischen Konzept der Landeshauptstadt 

Potsdam 

Am 15.02.2023 wurde ein Webinar zum wohnungspolitischen Konzept durchgeführt, an dem 

verschiedene Personen aus Politik, Verwaltung und Stadt- und Raumplanung teilgenommen 

haben und in das Thema eingeführt haben. Insgesamt haben über 70 Personen an der 

Veranstaltung teilgenommen. Einige Teilnehmende waren empört, weil ein normales Zoom-

Meeting erwartet wurde und sie sich im Webinar nicht sehen und auch nicht aktiv durch 

Wortbeiträge teilnehmen könnten, sondern nur die Möglichkeit hatten, ihre Fragen im Chat zu 

stellen. Frau von Heyden-Hendricks hat an der Veranstaltung teilgenommen und fand das 

Treffen insgesamt sehr informativ. Viele Fragen aus dem Chat wurden direkt beantwortet, 

andere sollen im Nachgang bearbeitet werden. Es ist allerdings unklar, wie genau die 

Beantwortung erfolgen soll.  

Es folgen noch insgesamt drei Webinare und eine öffentliche Veranstaltung. Des Weiteren 

wird ein Gremium einberufen, das den Prozess begleiten soll, an dem auch zufällig ausgeloste 

fünf Bürger:innen (Dialogbot*innen) teilnehmen sollen. Die Anmeldung zur Teilnahme an der 

Auslosung der Dialogbot*innen ist online möglich (https://www.potsdam.de/anmeldung-fuer-

die-auslosung-der-dialogbotinnen). Es gibt zusätzlich einen Aktionskreis, an dem 

verschiedene Beiräte Potsdams teilnehmen. Es ist unklar, warum der BR nicht Teil des 

Begleitgremiums ist. Dies sollte möglichst geändert werden. Die nächste Sitzung des 

Aktionskreises ist im Juni. In den kommenden Sitzungen soll geklärt werden, wer an dieser 

Sitzungen teilnehmen will. 

Die Aufzeichnung der Auftaktveranstaltung ist im Internet hinterlegt: 

https://www.potsdam.de/aufzeichnung-der-auftaktveranstaltung-zur-fortschreibung-des-

wohnungspolitischen-konzeptes 

3.8 Webseite des Beteiligungsrats 

Herr Daenzer fragt an, ob die Stellungnahmen des BR zukünftig unter Aktuelles auf der 

Webseite und ggf. auch im Beteiligungsnewsletter veröffentlicht werden sollen. Die 

anwesenden Mitglieder sprechen sich einstimmig für Veröffentlichung der Stellungnahmen auf 

der Webseite aus. 

Herr Geisler wird beauftragt nachzuschauen, ob aufgrund des Hackerangriffs E-Mails nicht 

beim BR angekommen sind. Er wird dies überprüfen.  

4 Organisatorisches 

4.1 Klausurtagung 2023 

Herr Bach fragte, ob eine Klausurtagung für 2023 gewünscht ist. Die Mehrheit der 

Anwesenden hat sich dafür ausgesprochen. Ein Mitglied hat sich dagegen ausgesprochen. 

Über die thematische Ausgestaltung und den Zeitpunkt wird in den kommenden Sitzungen 

gesprochen.  

Mögliche Themen sind zum Beispiel die  

• Weiterentwicklung der Grundsätze  

• Identifikation und Schärfung von Themen, in dem Treffen mit dem OBM besprochen 

werden sollen 

https://www.potsdam.de/anmeldung-fuer-die-auslosung-der-dialogbotinnen
https://www.potsdam.de/anmeldung-fuer-die-auslosung-der-dialogbotinnen
https://www.potsdam.de/aufzeichnung-der-auftaktveranstaltung-zur-fortschreibung-des-wohnungspolitischen-konzeptes
https://www.potsdam.de/aufzeichnung-der-auftaktveranstaltung-zur-fortschreibung-des-wohnungspolitischen-konzeptes
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• Crashkurs  

• andere Themen. 

4.2 Nächster Sitzungstermin 

Die nächste Sitzung findet am 09. März 2023 statt.  

4.3 Weitere Themen für kommende Sitzungen 

• AG Smart City: Vorstellung der Umfrageergebnisse (evtl. April 2023) 

• Ortsbeiräte: Treffen mit Frau Arasin und Prof. Franzke (evtl. März oder Mai 2023) 

• Schlaatz 2030: B-Plan und weitere Schritte; Austausch mit Herrn Schwarz und 

Stadtspuren und weiteren Personen, die verschiedene Perspektiven auf den Schlaatz 

geben können. Das Treffen könnte mit einer Begehung verbunden werden und dann 

mit einer Podiumsdiskussion im Bürgerhaus am Schlaatz und dem Austausch enden. 

(im Laufe des Jahres 2023)  
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Anhang 

 

a. Weitere Informationen zu den Grundsätzen der Beteiligung  
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b. Prozessmonitor 
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